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»Hire and Fire« aufgeben

Rezession in Deutschland

Bildungsgewerkschaft beendet Aktionswoche gegen »Befristungswahn« an Hochschulen. 
Studierendenverbände kritisieren Gesetzesnovelle der Regierung. Von Jana Frielinghaus

Industrieaufträge drastisch eingebrochen. Exportabsatzmärkte kaputtgespart

Mit Diskussionsveranstal-
tungen an Universitäten im 
ganzen Land ist am Freitag 

abend die Aktionswoche der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) gegen die prekäre Arbeitssi-
tuation der Beschäftigten des wissen-
schaftlichen »Mittelbaus« zu Ende ge-
gangen. So schilderten an der Berliner 
Humboldt-Universität Dozenten ihre 
Erfahrungen mit sogenannten Ketten-
befristungen und formulierten ihre 
Forderungen an die Politik.

Die hat auf die seit Jahren anhalten-
de Kritik von Betroffenen und Exper-
ten zumindest reagiert. Das Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung 
hat eine Novelle des Wissenschafts-
zeitvertragsgesetzes (WissZeitVG) er-
arbeitet, über die der Bundestag am 
Donnerstag in erster Lesung beriet. 
Die GEW hatte den Entwurf einerseits 
als ersten Schritt in die richtige Rich-
tung gelobt – und andererseits kriti-
siert, dass das grundlegende Problem 
anhaltender Unsicherheit damit nicht 
angepackt werde. Seit dem vergange-
nen Montag hatten Betroffene zusam-
men mit Gewerkschaftsvertretern in 
vielen Städten mit Aktionen auf die 
Prekarisierung Tausender Akademiker 
hingewiesen (siehe auch jW vom 3.11.). 
An mehr als 100 Einzelveranstaltun-
gen beteiligten sich Wissenschaftler. 
Sie verlangten »Dauerstellen für Dau-
eraufgaben« und verlässliche beruf-
liche Perspektiven. Derzeit haben an 
deutschen Hochschulen neun von zehn 
Wissenschaftlern nur einen befristeten 
Arbeitsvertrag. Davon laufen wieder-
um mehr als die Hälfte kürzer als ein 
Jahr, zwei Drittel werden offiziell nur 
über eine Teilzeitbeschäftigung abge-
schlossen.

Am Donnerstag forderte der stell-
vertretende GEW-Vorsitzende An-
dreas Keller das Parlament auf, den 
Regierungsentwurf »gründlich zu 
überarbeiten«. Dessen Formulierun-
gen seien »zu weich und unbestimmt, 
um das Befristungsunwesen in der 
Wissenschaft wirksam einzudäm-
men«, sagte Keller in Frankfurt am 

Main. Zwar sei vorgesehen, dass sich 
die Vertragslaufzeiten am Zweck der 
Befristung orientieren sollen. Es fehle 
jedoch eine feste Untergrenze. Soll-
te das Gesetz so beschlossen werden, 
könnten Wissenschaftler auch künf-
tig »mit Kurzzeitverträgen abgespeist 
werden«, stellte Keller fest. Es blieben 
nach wie vor »zu viele Schlupflöcher 
für eine Fortsetzung des Hire-and-
Fire-Prinzips«. Nötig seien »konkrete 
und verbindliche Mindestlaufzeiten«.

Positiv wertet die GEW den An-
satz im Entwurf, bislang sachgrund-
los befristete Arbeitsverträge an die 
Förderung wissenschaftlicher Quali-
fizierung zu binden. Hier sei aber die 
Festschreibung eines Anspruchs auf 
Qualifizierung während der Arbeits-
zeit nötig. Mindestens die Hälfte der 
Arbeitszeit sollte dafür zur Verfügung 
stehen, forderte Keller. Auch müsse es 
einen Rechtsanspruch auf Vertragsver-
längerung geben, wenn sich Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler 

in Mutterschutz bzw. Elternzeit be-
finden.

Die GEW Bremen wies im Rahmen 
der Aktionswoche noch einmal auf die 
besonders miesen Bedingungen für die 
sogenannten Lehrbeauftragten hin. Sie 
haben überhaupt keinen Arbeitsver-
trag, sondern halten auf Honorarbasis 
Seminare und Vorlesungen ab. Die-
se Stellenkategorie sei ursprünglich 
geschaffen worden, um Berufstätigen 
außerhalb des akademischen Betriebs 
die Möglichkeit zu geben, nebenbe-
ruflich an einer Hochschule zu lehren. 
Eine neue Stellungnahme des Senats 
ihres Bundeslandes habe aber ergeben, 
dass beispielsweise an den Fakultä-
ten der Hochschule Bremen »teilweise 
über 40 Prozent des Lehrpersonals gar 
nicht mehr angestellt« sei, sondern nur 
als »Honorarkraft auf Abruf« arbeite, 
teilte GEW-Landesvorstandssprecher 
Bernd Winkelmann mit. Im Musikbe-
reich der Hochschule für Künste (HfK) 
lehre gar jeder zweite Dozent nur auf 

Honorarbasis. Die Situation der Lehr-
beauftragten in Bremen werde zusätz-
lich dadurch verschlimmert, dass ihre 
Stundensätze seit 2003 nicht mehr er-
höht worden seien.

Scharfe Kritik am Gesetzentwurf 
des Bundesministeriums äußerten Ak-
tive des Freien Zusammmenschlusses 
von Studierendenschaften (fzs). So er-
klärte Mandy Gratz, Mitglied im Vor-
stand der Organisation, mit der Novel-
le habe das Kabinett Merkel gezeigt, 
dass es »an der Befristungspraxis im 
wesentlichen nichts ändern möchte«. 
Das Fehlen von Mindestvertragslauf-
zeiten sei ein »Schlag ins Gesicht 
der Beschäftigten«. Fzs-Vorstands-
mitglied Ben Seel monierte, dass die 
Regierung noch immer nicht die so-
genannte Tarifsperre für den wissen-
schaftlichen Mittelbau aufheben will. 
Sie besagt, dass Unis und Gewerk-
schaften keine von den Vorschriften 
des Gesetzes abweichenden tarifver-
traglichen Regelungen treffen dürfen.

Die Zahlen zur Industrieauf-
tragslage in Deutschland 
muss te selbst die FAZ am 

Freitag als »ernüchternd« zur Kennt-
nis nehmen. 1,7 Prozent weniger Wa-
ren wurden im September geordert, 
hatte das Statistische Bundesamt 
am Donnerstag mitgeteilt. Und hier 
scheint sich ein Trend zu offenbaren, 
denn bereits im August waren die Auf-
träge um 1,8 Prozent zurückgegangen, 
im Juli um 2,2 Prozent. Seit vier Jahren 
hat es so einen Konjunktureinbruch 
nicht mehr gegeben. Hinzu kommt, 
dass die Auswirkungen der VW-Affä-
re noch nicht mit eingerechnet sind. 
Das brachte selbst die Redaktion der 
Zeitung für Deutschland ins Grübeln. 
Sie vermutete, es könnte »mehr sein 
als eine jahreszeitlich bedingte Schwä-
chephase«. Auch das Handelsblatt 
staunte. Schließlich stünden die harten 
Daten im Widerspruch zu den »positi-
ven Stimmungsindikatoren«. »Volks-
wirte« hätten ein Wachstum um ein 

Prozent für das dritte Quartal 2015 
vorhergesagt. Die wurden mit minus 
2,8 Prozent von der Realität einge-
holt. Einen Schuldigen für den wirt-
schaftlichen Niedergang hatte die FAZ 
ausfindig gemacht: »Den Hauptgrund 
für die Schwächephase der Industrie 
sehen die meisten Volkswirte in der 
verlangsamten Wirtschaftsentwick-
lung in Schwellenländern wie China, 
Brasilien oder Russland.«

Peter Hohlfeld, Referatsleiter am ge-
werkschaftsnahen Institut für Makro-
ökonomie und Konjunkturforschung 
(IMK), widersprach dieser These. 
Gegenüber jW erklärte er am Freitag, 
dass dies nicht den Werten des Statisti-
schen Bundesamtes entspreche, denn 
die Aufträge aus dem EU-Ausland sei-
en im September um 0,7 Prozent ge-
stiegen. Vielmehr seien die Umfänge 
der Bestellungen in der EU drastisch 
eingebrochen. Im Vergleich zum Au-
gust um minus 6,7 Prozent. Wegen 
der »dramatischen Haushaltskonso-

lidierungen« sei in der Europäischen 
Währungsunion (EWU) eine »fragile 
Situation« entstanden, so Hohlfeld. Öf-
fentliche Investitionen müssten getätigt 
werden, in die Infrastruktur und in den 
Bildungsbereich.

Doch auch das IMK hatte zu opti-
mistisch in die Zukunft geblickt. In der 
Oktoberausgabe des IMK-Reports hat-
te es darauf verwiesen, dass durch die 
deutliche Abwertung des Euros zum 
Jahresbeginn der Außenhandel stimu-
liert werde. Für das dritte Quartal 2015 
hatte auch Hohlfelds Institut eine »mo-
derate gesamtwirtschaftliche Expan-
sion« von 0,4 Prozent erwartet. Für das 
dritte Quartal hätte sich das Wachstum 
demnach in einem ähnlich moderaten 
Tempo fortsetzen sollen. Der Wunsch 
des IMK lautete: »Die Auftriebskräfte 
werden sich verstärkt zugunsten der 
Inlandsnachfrage verschieben.« Dies 
ist indes nicht eingetreten. Auch die 
Aufträge aus dem Inland gingen um 
0,6 Prozent zurück. Zu sehr hatten sich 

die gewerkschaftsnahen Konjunktur-
forscher an die vorherrschenden Öko-
nomenmeinungen angeschmiegt: »Die 
positive Arbeitsmarktentwicklung so-
wie weiterhin merklich steigende Ta-
rif- und Effektivlöhne dürften, bei nur 
schwacher Inflation, die realen privaten 
Konsumausgaben auf expansivem Kurs 
halten.«

Der Ökonom Heiner Flassbeck hin-
gegen konnte nur »konstatieren, dass 
der ohnehin extrem schwache Patient 
verschieden ist: Der deutsche Auf-
schwung ist tot«. Auf seinem Blog 
schrieb er: »Da sind wir wirklich mal 
gespannt, wie man das drehen wird, 
so dass am Ende wieder rauskommt, 
dass in Deutschland doch alles gut ist.« 
Et voilà, die FAZ versuchte, Flassbeck 
schnell zu beruhigen: »Delle ja, Sorge 
nein«, kommentierte Johannes Penne-
kamp am Freitag. Die Momentaufnah-
me der deutschen Konjunktur ergebe 
ein trügerisches Bild, die deutsche 
Wirtschaft sei »intakt«. Simon Zeise

Ein befristeter Arbeitsvertrag mit einer Laufzeit von wenigen Monaten: Realität im akademischen Mittelbau
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UFO-Streikbeteiligung 
»außergewöhnlich gut«
Frankfurt am Main. Nach den 
ersten zwei Streiktagen der 
Lufthansa-Flugbegleiter zeigt 
sich die Gewerkschaft UFO 
zufrieden. »Die Beteiligung der 
Kollegen war außergewöhnlich 
gut«, sagte der Vorsitzender Ni-
coley Baublies am Sonntag der 
Deutschen Presse-Agentur. Am 
Samstag habe die Lufthansa gar 
nicht erst versucht, einen der 
bestreikten Flüge an den Start 
zu bringen. Nach der gestrigen 
Streikpause will UFO den Ar-
beitskampf heute fortsetzen, der 
Ausstand soll erst am Freitag 
enden. »Es ist schwer davon 
auszugehen, dass der Streik wie 
geplant bis Freitag fortgesetzt 
wird«, betonte Baublies. Denn 
nach den Gesprächen vom 
vergangenen Donnerstag habe 
es keinerlei Kontakt mehr zur 
Lufthansa gegeben. »Derzeit ist 
alles nur Propaganda, die Luft-
hansa macht Stimmung gegen 
UFO«, so Baublies.  (dpa/jW)

Mehr Fernbusse rollen 
auf der Straße
Berlin. Die Zahl der Fernbusli-
nien ist zwischen Oktober 2014 
und Oktober 2015 um 74 auf 
326 angestiegen. Das geht aus 
einer Erhebung hervor, die das 
Berliner Marktforschungsinsti-
tut Iges am Sonntag veröffent-
lichte. Auch die Zahl der täg-
lichen Fahrten erhöhte sich im 
Durchschnitt um rund 270 auf 
1.326. Gemessen an den Fahr-
plankilometern ist MeinFernbus 
FlixBus der größte Anbieter mit 
einem Marktanteil von 73 Pro-
zent. Auf Platz zwei folgt der 
Postbus mit elf Prozent. Die 
Nummer drei ist der Iges-Studie 
zufolge die Deutsche Bahn mit 
ihren Marken BerlinLinienBus 
und IC Bus, die zusammen auf 
sechs Prozent kommen.  (dpa/jW)

Neue Regeln für private 
Drohneneinsätze
Berlin. Die Bundesregierung 
plant neue Regelungen für die 
wachsende Zahl privater und 
gewerblicher Drohnenflüge. 
Private Flüge in über 100 Me-
tern Höhe und außerhalb der 
Sichtweite des Steuernden sol-
len verboten werden, kündigte 
Verkehrsminister Alexander 
Dobrindt am Samstag in Ber-
lin an. Über Industrieanlagen, 
Unglücksorten und Einsatz-
gebieten der Polizei gilt dann 
ebenso ein Flugverbot für die 
unbemannten Flugobjekte wie 
über Autobahnen, Gleisen und 
Kraftwerken. »Drohnen sollen 
zukünftig registriert werden, 
um den Eigentümer identifizie-
ren zu können«, sagte Dobrindt. 
Dies soll für alle Geräte über 
500 Gramm gelten, um bei 
Unfällen die Verantwortlichen 
leichter haftbar zu machen. 
Der gewerbliche Einsatz in 
der Landwirtschaft oder zur 
Verkehrsüberwachung soll 
hingegen erleichtert werden: 
Die Nutzer müssen zwar einen 
Führerschein für die Drohnen 
machen. Dann können die 
Flugkörper künftig aber auch 
außerhalb der Sichtweite des 
Lenkenden fliegen.  (Reuters/jW)


